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Feststellung gemäß § 5 UVPG 
 

(ExxonMobil Production Deutschland GmbH) 
 
 

Bekanntgabe des LBEG vom 22.06.2022 
 

- L1.4/L67007/03-08_02/2022-0008 - 
 
 
Die ExxonMobil Production Deutschland GmbH plant die Konvertierung der zurzeit ruhenden Pro-
duktionsbohrung Rühme 18 in eine Einpressbohrung. Der Zweck der Bohrung ist das Einpressen 
von Lagerstättenwasser zur Druckunterstützung des Erdölfeldes Rühme. 
 
Der Standort des Vorhabens liegt auf dem Gebiet der Stadt Braunschweig. 
 
Gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 UVPG besteht für ein Änderungsvorhaben, bei dem keine Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchgeführt worden ist, eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung, wenn für das Vorhaben nach Anlage 1 UVPG die angegeben Prüfwerte für die 
Vorprüfung erstmals oder erneut erreicht oder überschritten werden und eine Vorprüfung ergibt, 
dass die Änderung erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann. 
 
Gemäß § 1 Nr. 2. Buchst. b) UVP-V Bergbau ist für die Gewinnung von Erdöl und Erdgas zu 
gewerblichen Zwecken, unterhalb von Fördervolumen von täglich mehr als 500 Tonnen Erdöl oder 
von täglich mehr als 500.000 Kubikmetern Erdgas, eine allgemeine Vorprüfung nach den Vor-
schriften des Teils 2 Abschnitt 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchzu-
führen. 
 
Dazu hat die Vorhabenträgerin Unterlagen für die Durchführung einer allgemeinen Vorprüfung 
gemäß Anlage 2 UVPG vorgelegt. 
 
Diese nach den Vorgaben der Anlage 3 UVPG vorgenommene Vorprüfung hat ergeben, dass eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung für das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist. 
 
Die einzelnen Gründe für die Entscheidung können im anliegenden Prüfvermerk eingesehen wer-
den. 
 
Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. Sie ist nach § 5 Abs. 3 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 


